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(Nr. 10225). Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden in der Provinz Hannover 
zur Bullenhaltung. Vom 25. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für 
die Provinz Hannover, was folgt: 


Sel 
Wenn und foweit in einer zu einem Landkreiſe gehörigen Gemeinde die 
Anzahl der zum Decken gehaltenen Bullen eine ungenügende iſt, hat die Gemeinde 
die Verpflichtung, eine dem Bedürfniß entſprechende Anzahl von Bullen anzu⸗ 
ſchaffen und zu unterhalten. Darüber, ob für die Gemeinden die Nothwendigkeit 
zur Haltung von Bullen im Sinne dieſes Geſetzes vorliegt, ſowie darüber, ob 
die Anzahl der vorhandenen Bullen als eine ungenügende anzuſehen und wieviel 
Bullen im Verhältniſſe zu der Zahl von Kühen und deckfähigen Rindern von der 
Gemeinde zu halten ſind, beſchließt der Kreisausſchuß mit der Maßgabe, daß 
auf jedes volle oder angefangene Hundert von Kühen oder deckfähigen Rindern 
mindeſtens ein Bulle vorhanden ſein muß. 
Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes iſt Beſchwerde an den Provinzial— 
rath zuläſſig. i 
Auf die einem Landkreiſe angeſchloſſenen ſelbſtändigen Städte, mit Aus⸗ 
nahme der im $. 27 Abſ. 2 der Hannoverſchen Kreisordnung vom 6. Mai 1884 
bezeichneten, ſowie in den Gemeinden Wilhelmshaven, Geeſtemünde, Lehe und 
Lehrte, finden die vorſtehenden Vorſchriften ſowie die Beſtimmungen der SS. 2 
und 3 keine Anwendung. 
Ceſetz-Samml. 1900. (Nr. 10225 —10227.) 56 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Auguſt 1900. 
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§. 2 


Die Unterhaltung der Gemeindebullen darf nicht an den Mindeſtfordernden 
im öffentlichen Aufgebote vergeben werden. Auch iſt das ſogenannte Reihumhalten 
dieſer Bullen unzuläſſig. 
Se y 


Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes kann eine Gemeinde fich mit einer 
oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Bullenhaltungsverbande ver⸗ 
einigen. Geſchieht dies, fo kommen die Beſtimmungen des F. 1 dieſes Geſetzes 
ſinngemäß zur Anwendung. 

Eine ſolche Vereinigung kann durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes an⸗ 
geordnet werden, wenn eine oder mehrere Gemeinden für ſich allein außer 
Stande ſind, den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu entſprechen. 


§. 4. 

In Stadtkreiſen, in den Gemeinden Wilhelmshaven, Geeſtemünde, Lehe 
und Lehrte und in denjenigen ſelbſtändigen Städten, welche nach $. 1 Abf. 3 
den Vorſchriften der SS. 1 bis 3 nicht unterliegen, kann auf Antrag betheiligter 
Biehbefiger durch die Kommunalaufſichtsbehörde angeordnet werden, daß die 
vorbezeichneten Beſtimmungen Anwendung finden. In dieſem Falle tritt, wenn 
ein Stadtkreis oder eine ſelbſtändige Stadt in Frage kommt, an die Stelle des 
Kreisausſchuſſes der Bezirksausſchuß. 


$. 5. 
Die beſtehenden beſonderen Verpflichtungen zur Bullenhaltung bleiben 
durch dieſes Geſetz unberührt. 


§. 6. 
Dies Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1900 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Bergen, den 25. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Bülow. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


„„ 


(Nr. 10226.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden in der Provinz Weſtfalen 
zur Bullenhaltung. Vom 25. Juli 1900. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für 
die Provinz Weſtfalen, was folgt: 


ST 


Wenn und ſoweit in einer zu einem Landkreiſe gehörigen Gemeinde die 
Anzahl der zum Decken gehaltenen Bullen eine ungenügende iſt, hat die Ge⸗ 
meinde die Verpflichtung, eine dem Bedürfniß entſprechende Anzahl von Bullen 
anzuſchaffen und zu unterhalten. Darüber, ob für die Gemeinden die Noth⸗ 
wendigkeit zur Haltung von Bullen im Sinne dieſes Geſetzes vorliegt, ſowie 
darüber, ob die Anzahl der vorhandenen Bullen als eine ungenügende anzuſehen 
und wieviel Bullen im Verhältniſſe zu der Zahl von Kühen und deckfähigen 
Rindern von der Gemeinde zu halten ſind, beſchließt der Kreisausſchuß mit der 
Maßgabe, daß auf jedes volle oder angefangene Hundert von Kühen oder deck: 
fähigen Rindern mindeſtens ein Bulle vorhanden ſein muß. 

f Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes iſt Beſchwerde an den Provinzial⸗ 
rath zuläſſig. E 
F. 2. 

Die Unterhaltung der Gemeindebullen darf nicht an den Mindeſtfordernden 
im öffentlichen Aufgebote vergeben werden. Auch iſt das ſogenannte Reihumhalten 
dieſer Bullen unzuläſſig. 


§. 3. 


Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes kann eine Gemeinde ſich mit einer 
oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Bullenhaltungsverbande ver⸗ 
einigen. Geſchieht dies, fo kommen die Beſtimmungen des §. 1 dieſes Geſetzes 
ſinngemäß zur Anwendung. 

Eine ſolche Vereinigung kann durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes ange⸗ 
ordnet werden, wenn eine oder mehrere Gemeinden für ſich allein außer Stande 
ſind, den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu entſprechen. 


§. 4. 

In Stadtkreiſen kann auf Antrag betheiligter Viehbeſitzer durch die Kom⸗ 
munalaufſichtsbehörde angeordnet werden, daß die vorſtehenden Beſtimmungen 
Anwendung finden. In dieſem Falle tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der 
Bezirksausſchuß. 
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| §. 5. 
Die beftehenden beſonderen Verpflichtungen zur Bullenhaltung bleiben durch 
dieſes Geſetz unberührt. 


$. 6. 
Dies Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1900 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Bergen, den 25. Juli 1900, 


(L. S.) Wilhelm. 


Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Bülow. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10227.) Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung 
der Gewerbeordnung vom 30. Juni 1900. Vom 30. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rx, 


verordnen zur Ausführung des Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung der 
Gewerbeordnung vom 30. Juni 1900 Gieichs-Geſetzbl. S. 321), auf Grund des 
S. 121 des Geſetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz Samml. S. 237), was folgt: 


8 

Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß zum Betriebe des Gewerbes 
eines Pfandvermittlers, Geſindevermiethers oder Stellenvermittlers beſchließt der 
Kreis⸗(Stadt-) Ausſchuß. 

Wird die Erlaubniß verſagt, ſo ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
vor dem Kreis⸗(Stadt) Ausſchuſſe zu. 

Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 

In den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10000 Ein- 
wohnern tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiſtrat ekollegialiſche 
Gemeindevorſtand). 
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§. 2. : 

Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe ge- 
hörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, entſcheidet 
auf Klage der Ortspolizeibehörde: 

a) über die Zurücknahme der Erlaubniß zum Betriebe des Gewerbes eines 

Pfandvermittlers, Geſindevermiethers oder Stellenvermittlers, 

b) über die Unterſagung des Gewerbebetriebs ſolcher Pfandvermittler, 
Geſindevermiether und Stellenvermittler, welche vor dem 1. Oktober 
1900 den Gewerbebetrieb begonnen haben (F. 53 Abſ. 3 der Gewerbe⸗ 
ordnung in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1900). 


§. 3. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1900 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Helgoland, an Bord M. M. „Hohenzollern“, den 30. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter für Handel und Gewerbe 
und den Miniſter des Innern: 


Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1. die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 12. Februar 1900, betreffend 
den Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Reinicken⸗ 
dorf-Roſenthal über Basdorf nach Liebenwalde und Groß-Schönebeck 
durch die Reinickendorf Liebenwalde -Groß-Schönebecker Eiſenbahn-Aktien⸗ 
geſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Nr. 32 S. 358, ausgegeben am 10. Auguſt 1900; 

2. das am 17. Juni 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Dackſcheid im Kreiſe Prüm durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 30 S. 299, ausgegeben am 
27. Juli 1900; 


9. 


10. 


„„ 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juni 1900, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinde Zäckerick im Kreiſe Königsberg N. M. 
zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zur Herſtellung eines 
öffentlichen Weges von den am linken Oderufer in der Bruchfeldmark 
belegenen Zäckericker Looſen nach der Halteſtelle Neu⸗Rüdnitz der Eiſen⸗ 
bahnſtrecke Wrietzen —-Jädickendorf in Anſpruch zu nehmenden Grund⸗ 
eigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
Nr. 30 S. 225, ausgegeben am 25. Juli 1900; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juni 1900, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinde Wiebelskirchen im Kreiſe Ottweiler 
zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Baue und 
Betrieb einer Privatanſchlußbahn nach der Station Neunkirchen der 
Rhein⸗Nahebahn in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 31 S. 331, aus⸗ 
gegeben am 3. Auguſt 1900, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Juni 1900, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Kreis Apenrade zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zum Baue und Betrieb einer Kleinbahn von 
Apenrade nach Lügumkloſter in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 32 S. 325, 
ausgegeben am 4. Auguſt 1900; 


das am 25. Juni 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent: 


wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Oberhersdorf im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 30 S. 302, ausgegeben 
am 27. Juli 1900; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Juni 1900, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Crefeld zum Erwerbe des 
zu der geplanten Exweiterung des ſtädtiſchen Waſſerwerkes und zum Schutze 
deſſelben vor Verunreinigung erforderlichen Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 32 S. 325, aus⸗ 
gegeben am 11. Auguſt 1900; 


„das am 2. Juli 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 


rungsgenoſſenſchaft zu Feuerſcheid im Kreiſe Prüm durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Trier Nr. 32 S. 339, ausgegeben am 
10. Auguſt 1900; 

das am 3. Juli 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 
rungsgenoſſenſchaft II zu Lahr im Kreiſe Bitburg durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Trier Nr. 32 S. 343, ausgegeben am 
10. Auguſt 1900; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Juli 1900, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadt Barmen zum Erwerbe oder zur dauernden 
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Beſchränkung des zur Durchführung der geplanten Regulirung der Wupper 
erforderlichen Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
rung zu Düſſeldorf Nr. 31 S. 305, ausgegeben am 4. Auguſt 1900; 
das am 7. Juli 1900 Allerhöchſt vollzogene Statut des Damerow Bebe 
gaſter Deichverbandes im Kreiſe Weſtpriegnitz durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 32 S. 355, 
ausgegeben am 10. Auguſt 1900, 


2. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Juli 1900, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die „Kleinbahn⸗ Aktiengeſellf ſchaft Culmſee-Melno “ 
zu Culmſee zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum 
Baue und Betrieb einer Kleinbahn von Culmſee nach Melno in An⸗ 
ſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Marienwerder Nr. 32 S. 291, ausgegeben am 9. Auguſt 1900. 


Redigirt im Bureau des St gatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


